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Tagesordnung der öffentlichen Sitzung 10.05.2023, 17:00 Uhr, 
Neues Rathaus, Zi. 262, Sitzungssaal des Stadtrates, Neues Rat-
haus, Martin-Luther-Ring 4-6, 04109 Leipzig
Öffentlicher Teil
Feststellung der Beschlussfähigkeit/Bestätigung der Ta-gesordnung
Protokollbestätigung
	- Protokollbestätigung der Sitzung vom 01.03.2023
	- Protokollbestätigung der Sitzung vom 05.04.2023

Bekanntgabe von Beschlüssen aus nichtöffentlicher Sit-zung
Bericht aus Beteiligungen
Beratung der Vorlagen I
	- Planungsbeschluss für Ersatzneubau Brücke Göteborger Straße im 

Zuge der Göteborger Straße über die Parthe
	- Ausführungsbeschluss:  Schaffung und Umsetzung einer ge-samt-

städtischen Lösung für Videodolmetschen - Bestätigung gem. § 78 
in Anlehnung an § 79 (1) SächsGemO

	- Dienstreise von Stadträtinnen und Stadträten nach Köln zur 42. 
ordentlichen Hauptversammlung des Deutschen Städtetages

Informationen
Verschiedenes ■
(Änderungen vorbehalten)

Der Vorsitzende 
des Verwaltungsausschusses

Sitzung des  
Verwaltungsausschusses

Tagesordnung der öffentlichen Sitzung am 08.05.2023, 17:00 Uhr, 
Neues Rathaus, Ratsplenarsaal, Raum 262, Martin-Luther-Ring 
4-6, 04109 Leipzig
Eröffnung und Begrüßung
Feststellung der Beschlussfähigkeit
Feststellung der Tagesordnung
Festlegungsprotokoll der Sitzung vom 24.04.2023
Bekanntgabe von Beschlüssen aus nichtöffentlicher Sitzung
Vorlagen
	- Es liegen keine Vorlagen vor.

Anfragen, Sonstiges

Beschlüsse aus der 64. nichtöffentlichen Sitzung der VII. Wahl-
periode des Grundstücksverkehrsausschusses am 13.03.2023

Es wurden keine Beschlüsse gefasst.

Beschlüsse aus der 65. öffentlichen Sitzung der VII. Wahlperiode 
des Grundstücksverkehrsausschusses am 27.03.2023

Es wurden keine Beschlüsse gefasst. ■

Der Vorsitzende 
des Grundstücksverkehrsausschusses

Sitzung des Grundstücks- 
verkehrsausschusses

Gemäß § 6 des Sächsischen Straßengesetzes (SächsStrG) vom 21. Januar 
1993 (SächsGVBl. S. 93), das zuletzt durch Artikel 20 des Gesetzes vom 
20. August 2019 (SächsGVBl. S. 762) geändert worden ist, wird der 
unten näher bezeichnete Teilabschnitt einer Straße dem öffentlichen 
Verkehr gewidmet.
Bezeichnung, Verlauf, ungefähre Länge, Straßenklasse, Widmungs-
beschränkung:
OT Lindenthal
Lindenthaler Hauptstraße (Teilfläche), Teilflächen der Flurstücke 
177/6 und 172/3 jeweils der Gemarkung Lindenthal von Flurstücken 
177/c und 174/1 jeweils Gemarkung Lindenthal bis Flurstück 172/a 
der Gemarkung Lindenthal, Gesamtlänge ca. 60 m, Ortsstraße un-
beschränkt.
Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekannt-
gabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Sitzan-
schrift in 04109 Leipzig, Martin-Luther-Ring 4-6 (Besucheranschrift, 
Verkehrs- und Tiefbauamt, Straßenverkehrsbehörde, Prager Straße 
118-136, Technisches Rathaus, 04317 Leipzig) Widerspruch eingelegt 
werden. Der Widerspruch kann auch in elektronischer Form gemäß 
§ 3a Abs. 2 Verwaltungsverfahrensgesetz eingelegt werden. Hierfür 
stehen folgende Möglichkeiten zur Verfügung:
1. 	Der Widerspruch kann unter info@leipzig.de durch E-Mail oder 

über das besondere Behördenpostfach Stadt Leipzig – Allgemeiner 
Posteingang jeweils mit qualifizierter elektronischer Signatur gemäß 
§ 3a Abs. 2 S. 2, 3 VwVfG erhoben werden.

2. 	Der Widerspruch kann auch unter info@leipzig.de-mail.de durch 
De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung 
gemäß § 5 Abs. 5 De-Mail-Gesetz erhoben werden.

Die Verfügung mit Begründung sowie ein Planauszug liegen zur Ein-
sichtnahme offen. Eine Einsichtnahme ist nach vorheriger telefonischer 
Terminvereinbarung unter 0341-1237673 möglich. ■

Dezernat Stadtentwicklung und Bau
Verkehrs- und Tiefbauamt  

Gemäß § 6 des Sächsischen Straßengesetzes (SächsStrG) vom 21. Januar 
1993 (SächsGVBl. S. 93), das zuletzt durch Artikel 20 des Gesetzes vom 
20. August 2019 (SächsGVBl. S. 762) geändert worden ist, wird der 
unten näher bezeichnete Teilabschnitt einer Straße dem öffentlichen 
Verkehr gewidmet.
Bezeichnung, Verlauf, ungefähre Länge, Straßenklasse, Widmungs-
beschränkung:
OT Schönefeld-Ost
Poserstraße (Teilfläche), Flurstück 1052/1 und Teilfläche des Flurstücks 
229/19 jeweils der Gemarkung Schönefeld von nördlich der Poser-
straße bis Bästleinstraße, entlang der Flurstücke 229/21 und 229/19 
jeweils Gemarkung Schönefeld, Gesamtgröße ca. 290  m², beschränkt 
öffentlicher Weg (Fußgänger- und Fahrradverkehr).
Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekannt-
gabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Sitzan-
schrift in 04109 Leipzig, Martin-Luther-Ring 4-6 (Besucheranschrift, 
Verkehrs- und Tiefbauamt, Straßenverkehrsbehörde, Prager Straße 
118-136, Technisches Rathaus, 04317 Leipzig) Widerspruch eingelegt 
werden. Der Widerspruch kann auch in elektronischer Form gemäß 
§ 3a Abs. 2 Verwaltungsverfahrensgesetz eingelegt werden. Hierfür 
stehen folgende Möglichkeiten zur Verfügung:
1. 	Der Widerspruch kann unter info@leipzig.de durch E-Mail oder 

über das besondere Behördenpostfach Stadt Leipzig – Allgemeiner 
Posteingang jeweils mit qualifizierter elektronischer Signatur gemäß 
§ 3a Abs. 2 S. 2, 3 VwVfG erhoben werden.

2. 	Der Widerspruch kann auch unter info@leipzig.de-mail.de durch 
De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung 
gemäß § 5 Abs. 5 De-Mail-Gesetz erhoben werden.

Die Verfügung mit Begründung sowie ein Planauszug liegen zur Ein-
sichtnahme offen. Eine Einsichtnahme ist nach vorheriger telefonischer 
Terminvereinbarung unter 0341-1237673 möglich. ■

Dezernat Stadtentwicklung und Bau
Verkehrs- und Tiefbauamt  

Widmung Teilfläche  
Lindenthaler Hauptstraße

Widmung Teilfläche  
Poserstraße
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Tagesordnung der öffentlichen Sitzung am 08.05.2023, 16:30 Uhr, 
Neues Rathaus, Festsaal, Martin-Luther-Ring 4-6, 04109 Leipzig
Feststellung der Beschlussfähigkeit und der Tagesordnung
Festlegungsprotokoll der Sitzung vom 17.04.2023
Anträge aus dem Stadtrat – 1. Lesung
	- Freiräume für junge Menschen in Leipzig sichern; Fraktion Die Linke; 

VII-A-08404
	- Freiräume für junge Menschen in Leipzig sichern; Fraktion Bündnis 90/

Die Grünen; VII-A-08404-ÄA-02
	- Freiräume für junge Menschen erhalten und gestalten; SPD-Fraktion; 

VII-A-08405
	- Freiräume für junge Menschen erhalten und gestalten; Fraktion Bündnis 

90/Die Grünen; VII-A-08405-ÄA-02
	- Qualität und Zufriedenheit mit der Kindertagesbetreuung verbessern 

– Grundsatzvereinbarung evaluieren und weiterentwickeln; Fraktion 
Die Linke; VII-A-08524

	- Gleichberechtigte Umsetzung von Betreuungsangeboten in Kindertages-
stätten in kommunaler oder freier Trägerschaft sowie der städtischen 
Eigenbetriebe; SPD-Fraktion; VII-A-08504

Anträge aus dem Stadtrat – 2. Lesung
	- Jugendwohnen – Angebot in der ganzen Stadt; Fraktion Die Linke, 

Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, SPD-Fraktion: VII-A-07760
	- Kommunale Jugendarbeit und Kitas zukunftssicher gestalten; Fraktion 

Die Linke; VII-A-08009-NF-02
	- Kommunale Jugendarbeit und Kitas zukunftssicher gestalten; Dezer-

nat Jugend, Schule und Demokratie; VII-A-08009-VSP-01
	- Konzept Mentale Gesundheit Jugend; Jugendparlament/Jugendbeirat; 

VII-A-08036
	- Konzept Mentale Gesundheit Jugend; Dezernat Soziales, Gesundheit 

und Vielfalt; VII-A-08036-VSP-01
	- Schulsozialarbeit zur Regel machen; Fraktion Die Linke, Fraktion Bündnis 

90/Die Grünen, SPD-Fraktion; VII-A-08010
	- Schulsozialarbeit zur Regel machen; Dezernat Jugend, Schule und 

Demokratie; VII-A-08010-VSP-01
Vorlagen – 1. Lesung
	- Bedarfsplanung Kindertagesbetreuung der Stadt Leipzig für den Pla-

nungszeitraum Januar bis Dezember 2023; Dezernat Jugend, Schule 
und Demokratie; VII-DS-07847

Vorlagen – 2. Lesung
Vorlagen zur Information
Entscheidungsvorschläge für den Jugendhilfeausschuss
Bericht der Bürgermeisterin
Information der Verwaltung
Sonstiges ■
(Änderungen vorbehalten)

Der Vorsitzende 
des Jugendhilfeausschusses

Sitzung des  
Jugendhilfeausschusses

Sprechzeiten  
der Friedensrichter

Schiedsstelle Mitte/Nordost 
Sprechtag jeden 3. Di./Monat (16.00 Uhr-18.00 Uhr), Stadthaus, Raum 
U 32, Michael Löffler, Tel. 0160 4 45 55 44; E-Mail: friedensrichter-lo-
effler@t-online.de
Am 13. 06. 2023 muss die Sprechzeit urlaubsbedingt entfallen. Ersatz-
weise findet am Montag, 26.06.2023 ein Sprechtag statt.
Schiedsstelle Ost/Südost
Sprechtag jeden 3. Mi./Monat (16.00 Uhr-17.00 Uhr), Stadthaus, Raum U 
32, Sylvio Müller,  Tel. 0341/1 23 35 30, E-Mail: sylvio.mueller@leipzig.de
Schiedsstelle Süd/Südwest
Sprechtag jeden 1. Di./Monat (15.00-17.00 Uhr), Stadthaus, Raum U 32, 
Claudia Schaefer, Tel. 0341/1 23 35 30, Fax: 03212 1 37 31 75; E-Mail: 
claudia.schaefer@leipzig.de
Schiedsstelle Nordwest/Nord
Sprechtag jeden 4. Mi./Monat (16.00 Uhr-18.00 Uhr), Stadthaus, Raum 
U 32, Mike Rockmann, Tel. 0172 3 72 01 55; E-Mail: Friedensrichter-N-
NW@t-online.de
Schiedsstelle West/Alt-West
Sprechtag jeden 2. Di./Monat (16.00-18.00 Uhr), Stadthaus, Raum U 
32, Michael Löffler, Tel. 0160  4  45  55  44; E-Mail: friedensrichter-lo-
effler@t-online.de

Wann hilft die Schiedsstelle?
Bei bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten über vermögensrechtliche Ansprü-
che (z. B. Zahlungsansprüche), über Nachbar- und Mietrechtsstreitigkei-
ten und über Ansprüche wegen Verletzung der persönlichen Ehre kann 
die Schiedsstelle helfend und streitschlichtend tätig werden. Das heißt, 
die Anrufung der Schiedsstelle bei bürgerlichen Streitigkeiten geschieht 
freiwillig und ist nicht vorgeschrieben. In solchen Fällen können Sie sich 
direkt an die Schiedsstelle Ihres Bezirkes wenden und bekommen dort 
fachkundige Unterstützung bei Ihren Anliegen. ■

Hiermit wird darauf hingewiesen, dass das unbefugte Betreten und 
Befahren des gesamten Betriebsgeländes sowie das Baden in den 
Gewässern der Kieswerke Kleinpösna und Rehbach verboten sind.
Im Kieswerk drohen vielfältige Gefahren für Leib und Leben – u.a.  
Absturz- und Verschüttungsgefahren -, die für Betriebsfremde nicht 
abschätzbar sind. Bei Zuwiderhandlungen wird der Eigentümer von 
seinem Hausrecht Gebrauch machen. n

Mitteldeutsche Baustoffe GmbH

Tagesordnung der öffentlichen Sitzung am 11.05.2023, 9:30-12:30 
Uhr, Neues Rathaus, Martin-Luther-Ring 4-6, 04109 Leipzig, Raum 258 
(Sitzungssaal)
•	 Gespräch zum Sachstand Toilettenkonzept, Marco Schlütter, Ko-

ordinator öffentliche Toilettenanlagen
•	 KulturLeben Leipzig: Vorstellung des Konzeptes der Teilhabe am 

kulturellen und sportlichem Leben für Menschen mit geringem 
Einkommen, Cornelia Öhlschläger ■

Der Dienstausweis der Stadt Leipzig, ausgestellt mit der Nr. 
17029, wird hiermit für ungültig erklärt. n

Kiesseen sind keine  
Badegewässer

Sitzung des Seniorinnen- und  
Seniorenbeirates

Dienstausweis  
ungültig
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Für aktuelle Informationen zum Sitzungsgeschehen besuchen Sie 
bitte www.leipzig.de 

Stadtbezirksbeirat Südost
02.05.2023, 18:30 Uhr, 
Franz-Mehring-Schule, Gletschersteinstraße 9, 04299 Leipzig
Unterlagen zur Sitzung: www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat-suedost
	- Schulnamensänderung für die 24. Schule, Grundschule der Stadt 

Leipzig, die 31. Schule, Grundschule der Stadt Leipzig, die Schule an 
der Bernhard-Göring-Straße, Grundschule der Stadt Leipzig, und die 
Georg-Schumann-Schule, Oberschule am Deutsch-Französischen Bil-
dungszentrum der Stadt Leipzig

	- 23. Sachstandsbericht zur Umsetzung von Baumaßnahmen für Schulen, 
Kindertageseinrichtungen, Einrichtungen der Hilfen zur Erziehung und 
offenen Freizeittreffs

	- Stadtbezirksbudget
Stadtbezirksbeirat Nordost
03.05.2023, 17:30 Uhr, KulturGut Schloss Schönefeld, Zeumerstra-
ße 1, 04347 Leipzig
Unterlagen zur Sitzung: www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat-nordost
	- Einwohneranfragen
	- Veränderungssperre B-Plan 470 Quartier Schreiberstraße
	- P&R-Platz am S-Bahnhof Heiterblick
	- 23. Sachstandsbericht zur Umsetzung von Baumaßnahmen für Schulen, 

Kindertageseinrichtungen, Einrichtungen der Hilfen zur Erziehung und 
offenen Freizeittreffs 

	- Kurzvorstellung Netzwerk „Wir im Quartier“
	- Anträge zum Stadtbezirksbudget

Stadtbezirksbeirat Ost
03.05.2023, 18:00 Uhr, Paunsdorfcenter -  Paunsdorfer Allee 1 in 
04329 Leipzig
Unterlagen zur Sitzung: www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat-ost
	- Anträge zum Stadtbezirksbudget
	- Satzung zur Aufhebung der Sanierungssatzung „Neuschönefeld“ 
	- Schulnamensänderung für die 24. Schule, Grundschule der Stadt 

Leipzig, die 31. Schule, Grundschule der Stadt Leipzig, die Schule an 
der Bernhard-Göring-Straße, Grundschule der Stadt Leipzig, und die 
Georg-Schumann-Schule, Oberschule am Deutsch-Französischen Bil-
dungszentrum der Stadt Leipzig 

	- 23. Sachstandsbericht zur Umsetzung von Baumaßnahmen für Schulen, 
Kindertageseinrichtungen, Einrichtungen der Hilfen zur Erziehung und 
offenen Freizeittreffs

	- Bericht Nachbarschaftsmanagement und Quartiersmanagement 
Paunsdorf 

Stadtbezirksbeirat Nord
04.05.2022, 17:30 Uhr, Kulturhof Gohlis, Kultursaal, Eisenacher 
Straße 72, 04155 Leipzig
Unterlagen zur Sitzung: www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat-nord 
	- Einwohneranfragen (Hinweis: erst ab 18.30 Uhr bzw. zum Sitzungsende)
	- Bau- und Finanzierungsbeschluss Ersatzneubau Brücke II/R06 Wie-

deritzscher Straße 
	- Deckensanierung der Landsberger Straße
	- Aktuelle Entwicklung zu Angeboten der Jugendhilfe im Stadtbezirk 
	- Auswertung Dialogprozess Verkehrskonzept GeyserHaus/Arthur-

Bretschneider-Park
	- Anträge zum Stadtbezirksbudget

Stadtbezirksbeirat Nordwest
04.05.2023, 18:00 Uhr, Stadtteilzentrum „ANKER“, Renftstraße 1, 
04159 Leipzig
sowie per Videokonferenz (über Microsoft Teams). 
Unterlagen einschließlich Link zur Sitzung: www.leipzig.de/stadtbezirks-
beirat-nordwest
	- Information zum Radverkehrsentwicklungsplan im Leipziger Nordwesten
	- Stadtbezirksbudget

Stadtbezirksbeirat West - Sitzung
08.05.2023, 18:00 Uhr, Freizeittreff „Völkerfreundschaft“, Großer 
Saal, Stuttgarter Allee 9, 04209 Leipzig
Unterlagen zur Sitzung: www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat-west
	- Gelegenheit zu Einwohneranfragen
	- Stadtbezirksbudget

Sitzungen der Stadtbezirksbeiräte
	- 23. Sachstandsbericht zur Umsetzung von Baumaßnahmen für Schulen, 

Kindertageseinrichtungen, Einrichtungen der Hilfen zur Erziehung und 
offenen Freizeittreffs

Stadtbezirksbeirat Südwest
08.05.2023, 18:30 Uhr, Schule am Grünen Gleis, Baumannstr. 13, 
04229 Leipzig
Unterlagen zur Sitzung: www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat-suedwest
	- Anlage für soziale Zwecke:  Planungsbeschluss für die Errichtung von 

Unterkünften für geflüchtete Personen auf dem Gelände Diezmann-
straße 12a; Bestätigung außerplanmäßiger Auszahlungen nach § 78 in 
Anlehnung an § 79 (1) SächsGemO

	- 23. Sachstandsbericht zur Umsetzung von Baumaßnahmen für Schulen, 
Kindertageseinrichtungen, Einrichtungen der Hilfen zur Erziehung und 
offenen Freizeittreffs

	- Anträge im Rahmen des Stadtbezirksbudgets
Stadtbezirksbeirat Süd
Dienstag (!), den 09.05.2023, 18:00 Uhr, hybrides Format, d.h. für 
Gäste als Videokonferenz
Unterlagen einschließlich Link zur Sitzung: www.leipzig.de/stadtbezirks-
beirat-sued
	- Satzung zur Aufhebung der Sanierungssatzung „Leipzig/Connewitz-

Biedermannstraße“ 
	- Schulnamensänderung für die 24. Schule, Grundschule der Stadt 

Leipzig, die 31. Schule, Grundschule der Stadt Leipzig, die Schule an 
der Bernhard-Göring-Straße, Grundschule der Stadt Leipzig, und die 
Georg-Schumann-Schule, Oberschule am Deutsch-Französischen Bil-
dungszentrum der Stadt Leipzig 

	- 23. Sachstandsbericht zur Umsetzung von Baumaßnahmen für Schulen, 
Kindertageseinrichtungen, Einrichtungen der Hilfen zur Erziehung und 
offenen Freizeittreffs 

	- Baubeschluss Sporthalle der Grundschule Marienbrunn, An der Mär-
chenwiese 49 – Modernisierung Gebäudeinneres u. Teilmodernisierung 
Außenanlagen / Sportflächen 

	- Anträge im Rahmen des Stadtbezirksbudgets
	- Klimaschutz vor Denkmalschutz – Bäume für die Simildenstraße
	- Prüfung von Tempo 30 auf der Wolfgang-Heinze-Straße
	- Vereinssportliche Nutzung der Sportplatzanlage Lößnig 

Stadtbezirksbeirat Alt-West
10.05.2023, 17:30 Uhr, Rathaus Leutzsch (Beratungsraum 1. Etage), 
Georg-Schwarz-Straße 140, 04179 Leipzig
Eine digitale Zuschaltung ist nach vorheriger Anmeldung möglich.
Unterlagen einschließlich Link zur Sitzung unter www.leipzig.de/stadt-
bezirksbeirat-alt-west
	- Gelegenheit für Anfragen von Einwohnerinnen und Einwohnern
	- Gespräch mit der Patenbürgermeisterin, Frau Felthaus
	- Antwort zur Anfrage: Zufahrt Robert-Schumann-Gymnasium
	- Antwort zur Anfrage: Pilotprojekt Schulstraßen Köln
	- Antwort zur Einwohneranfrage: Gefahrenstellen Schulweg Nachbar-

schaftsschule
	- 23. Sachstandsbericht zur Umsetzung von Baumaßnahmen von Schulen, 

Kindertageseinrichtungen, Einrichtungen der Hilfen zur Erziehung und 
offenen Freizeittreffs

	- Beratungen zum Stadtbezirksbudget
Stadtbezirksbeirat Mitte
11.05.2023, 17:30 Uhr, Neues Rathaus (Sitzungssaal), Martin-Luther-
Ring 4-6, 04109 Leipzig
Unterlagen zur Sitzung: www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat-mitte
	- Anlage für soziale Zwecke in der Semmelweisstraße (Notunterkunft mit 

Leichtbauhallen und Containern): Grundsatzbeschluss, Ausführungsbe-
schluss für vorbereitende Maßnahmen, Anmietung von Leichtbauhallen 
und Containern inklusive Auf- und Abbau, Betreibung, Bewachung 
und soziale Betreuung (Information zur Kenntnis/Vorlage bereits vom 
Stadtrat beschlossen)

	- Gelegenheit zu Einwohneranfragen
	- Stadtbezirksbudget
	- 23. Sachstandsbericht zur Umsetzung von Baumaßnahmen für Schulen, 

Kindertageseinrichtungen, Einrichtungen der Hilfen zur Erziehung und 
offenen Freizeittreffs ■

(Änderungen vorbehalten)
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Für aktuelle Informationen zum Sitzungsgeschehen besuchen Sie 
bitte www.leipzig.de 

Ortschaftsrat Lützschena-Stahmeln
02.05.2023 um 18.30 Uhr im Leipziger Hotel, Hallesche Straße 
190, 04159 Leipzig

	- Eröffnung und Begrüßung durch die Ortsvorsteherin
	- Feststellung der ordnungsgemäßen Einladung, der Tagesordnung, der 

Beschlussfähigkeit und der Protokollunterzeichner
	- Protokollkontrolle
	- Kenntnisnahme der Informationsvorlage VII-Ifo-07197, Betreff: Eva-

luierung des „Mittelfristigen Investitionsprogramms im Straßen- und 
Brückenbau 2013-2020“

	- Einwohnerfragen
	- Sonstiges

Ortschaftsrat Seehausen
02.05.2023 um 19 Uhr im Gasthof Hohenheida, Anger 42, 04356 
Leipzig
	- Eröffnung, Feststellung der Tagesordnung und der Beschlussfähigkeit
	- Protokollbestätigung vom 04.04.2023
	- Fragen zur Ordnung, Sauberkeit und Sicherheit in den Ortsteilen
	- Informationsvorlage-Nr. VII-Info-07197 Evaluierung des „Mittelfristigen 

Investitionsprogrammes im Straßen- und Brückenbau 2013-2020“
	- Beantwortung von Bürgerfragen / Sonstiges    
	- Anfragen

Ortschaftsrat Engelsdorf
08.05.2023 um 19 Uhr im Versammlungsraum des Ortschaftsrates 
Engelsdorf, Engelsdorfer Straße 345, 04319 Leipzig
	- Eröffnung und Begrüßung
	- Tagesordnung  

Sitzungen der Ortschaftsräte
	- Bestätigung der Niederschrift vom 03.04. 2023
	- Zur Verbesserung der Straßenzustände in der Baalsdorf Siedlung und 

in der Sommerfelder Siedlung Alt.
	- Nutzung von Freiflächen für Ortsfeste 
	- Vergabe von Brauchtumsmittel 2023
	- Informationen  
	- Sonstiges
	- Bürgersprechstunde

Ortschaftsrat Lindenthal
09.05.2023 um 19 Uhr im Ratssaal des Rathauses Lindenthal, Erich-
Thiele-Straße 2, 04159 Leipzig
Eine Tagesordnung lag zum Redaktionsschluss noch nicht vor.

Ortschaftsrat Rückmarsdorf
09.05.2023 um 19 Uhr im Ortsteilzentrum Rückmarsdorf, Ehren-
berger Straße 5a, 04178 Leipzig
Eine Tagesordnung lag zum Redaktionsschluss noch nicht vor.

Ortschaftsrat Mölkau
09.05.2023 um 19 Uhr im Ratssaal des ehem. Gemeindeamtes 
Mölkau, Engelsdorfer Straße 90, 04316 Leipzig
Eine Tagesordnung lag zum Redaktionsschluss noch nicht vor.

Ortschaftsrat Böhlitz-Ehrenberg
11.05.2023 um 18.30 Uhr im Salon Böhlitz der Großen Eiche, Leip-
ziger Straße 81, 04178 Leipzig
Eine Tagesordnung lag zum Redaktionsschluss noch nicht vor.

Ortschaftsrat Liebertwolkwitz
11.05.2023 um 18.30 Uhr im Zimmer 2 des Rathauses Liebertwolk-
witz, Liebertwolkwitzer Markt 1, 04288 Leipzig
Eine Tagesordnung lag zum Redaktionsschluss noch nicht vor. ■
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Auf der Grundlage des §  4 Abs. 1 der Gemeindeordnung für den 
Freistaat Sachsen (SächsGemO) vom 09.03.2018 in der Fassung vom 
20.12.2022 und des §  25 Absatz 2 und 3 des Schulgesetzes für den 
Freistaat Sachsen (SächsSchulG) vom 27.09.2018 in der Fassung vom 
21.05.2021 ändert die Ratsversammlung der Stadt Leipzig die Satzung 
der Stadt Leipzig zur Festlegung der Schulbezirksgrenzen der Grund-
schulen vom 19.05.2022 (VI-DS-08053-DS-03-NF-02) wie folgt:

§ 1

Ab der Neuaufnahme für die Anmeldungen ab dem Schuljahr 2024/25 
ab 01.08.2024 verändern sich die Schulbezirksgrenzen entsprechend 
der Anlage 2 von folgenden gemeinsamen Schulbezirken:

•	 SO 1 	August-Bebel-Schule, Husemannstraße 2
			   Wilhelm-Busch-Schule, Heinrichstraße 43/45

gemeinsamer Schulbezirkssektor Nordost

NO3:	66. Schule, Komarowstraße 2
		  Schule Portitz, Göbschelwitzer Weg 1
		  Schule Taucher Straße 188, Tauchaer Straße 188 (Interim:  
		  Rosenowstraße 56)

Bahn nördl. bis Maximilianallee, Maximilianallee (ohne Hausnummern) 
Linie bis Messeallee/
Alte Dübener Landstraße nördl., Verlauf Messeallee (beidseitige Haus-
nummern) bis Autobahnauffahrt Messegelände, BMW Allee (ohne 
Hausnummern) bis Ortsteilgrenze Plaußig-Portitz / Seehausen östl. bis 
Stadtgrenze, Stadtgrenze südl. bis Torgauer Str., Torgauer Str. (ohne 
Hausnummern) südwestl. bis Bahn/ Stadtbezirksgrenze; von der Bahn 
nördlich bis Verlängerung Heiterblickstr., Heiterblickstr. (beidseitige 
Hausnummern) westl. Verlängerung bis Parthe, von der Parthe südl. 
bis Zu den Gärten, Zu den Gärten (ohne Hausnummern) westl. bis 
Kleeweg, Kleeweg (ohne Hausnummern) westl. bis Friedrichshafner 
Str., Friedrichshafner Str. (ohne Hausnummern) nördlich bis Mockauer 
Str., Mockauer Str. (westl. Hausnummern) südl. bis Bahn.

gemeinsamer Schulbezirkssektor Südost

SO1:	 Wilhelm-Busch-Schule, Heinrichstraße 43/45
		  August-Bebel-Schule, Husemannstraße 2

Georgiring (beidseitige Hausnummern) nördl. bis Brandenburger Str., 
Brandenburger Str.
(beidseitige Hausnummern) nordöstl. bis Brandenburger Brücke, südl. 
Linie Brandenburger
Brücke bis Rosa-Luxemburg-Str., Rosa-Luxemburg-Str. (nordwestl. 
Hausnummern) südwestl. bis Kohlgartenstr., Kohlgartenstr. (südwestl. 
Hausnummern) südöstl. bis Bergstr., Bergstr. (beidseitige Hausnum-
mern) östl. bis Hermann-Liebmann- Str., Hermann-Liebmann-Str. 
(ohne Hausnummern) südöstl. bis Wurzner Str., Wurzner Str. (westl. 

Fünfte Satzung zur Änderung der Satzung der Schulbezirke  
der Grundschulen der Stadt Leipzig vom 19.05.2022

(Beschluss Nr. VI-DS-08503-DS-04 der Ratsversammlung vom 20.04.2023)

•	 SO 6	 Fritz-Baumgarten-Schule, Riebeckstraße 50
			   Franz-Mehring-Schule, Gletschersteinstraße 9
			 

§ 2

Die Anschriften der Schulen im gemeinsamen Schulbezirk NO3 wer-
den korrigiert.

§ 3

Die Satzung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in 
Kraft. ■

Leipzig, 21.04.2023

Burkhard Jung
Oberbürgermeister

Hausnummern) südl. bis Breite Str., Breite Str. (südwestl. Hausnum-
mern) südl. bis Riebeckstraße, Riebeckstraße (westl. Hausnummern) 
südl. bis Oststraße, Oststraße (nördl. Hausnummern) westl. bis Prager 
Straße, Prager Str. (beidseitige Hausnummern) nordwestl. bis Platostr., 
Platostr. (beidseitige Hausnummern) südwestl. bis Goldschmidtstr., 
Goldschmidtstr. (nördl. Hausnummern) westl. bis Roßplatz, Roßplatz 
(beidseitige Hausnummern) nördl. bis Augustusplatz, Augustusplatz 
(beidseitige Haunummern) nördl. bis Georgiring.

SO 6:	Fritz-Baumgarten-Schule, Riebeckstraße 50
		  Franz-Mehring-Schule, Gletschersteinstraße 9

Semmelweisstraße (ohne Hausnummern) östl. bis Stadtbezirksgrenze, 
Stadtbezirksgrenze ohne Hausnummern) nördl. bis Karl-Siegismund-
straße, Karl-Siegismundstraße (beidseitige Hausnummern) nordwestl. 
Linie bis Vor dem Hospitaltore, Vor dem Hospitaltore (beidseitige 
Hausnummern) nördl. bis Prager Straße Ecke Oststraße, Oststraße (südl. 
Hausnummern) östl. bis Riebeckstraße, Riebeckstraße (westl. Hausnum-
mern) südl. bis Kurt-Günther-Straße, Kurt-Günther-Straße (südliche 
Hausnummern) östlich bis Holsteinstraße, Holsteinstraße (westliche 
Hausnummern) südwestlich bis Stötteritzer Straße, Stötteritzer Straße 
(südliche Hausnummern) südöstlich bis Schönbachstr., Schönbachstr. 
(östliche Hausnummern) nördöstlich bis Döbelner Straße, Döbelner 
Straße (südliche Hausnummern) östl. Linie bis Oststraße, Oststraße 
(beidseitige Hausnummern) südlich bis Oberdorfstraße, Oberdorf-
straße (beidseitige Hausnummern) südöstlich bis Sommerfelder Straße, 
Sommerfelder Straße (beidseitige Hausnummern) nordöstlich bis Stadt-
bezirksgrenze, Verlauf Stadtbezirksgrenze südlich bis Kärrnerweg, 
Verlauf Ortsteilgrenze Stötteritz südlich (ohne Hausnummern) und 
westl. (beidseitige Hausnummern) bis Augustinerstraße, Augustiner-
straße (beidseitige Hausnummern) bis Naunhofer Straße, Naunhofer 
Straße (beidseitige Hausnummern) bis Paulinerweg, Paulinerweg 
(beidseitige Hausnummern) südwestlich bis Prager Straße, Prager 
Straße (beidseitige Hausnummern) nördlich bis Philipp-Rosen¬thal-
Straße, Philipp-Rosenthal-Straße (ohne Hausnummern) westlich bis 
Semmelweisstraße. ■

Anlage 2 – Beschreibung der geänderten Schulbezirksgrenzen
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Die Stadt Leipzig erlässt aufgrund von § 4 Abs. 1 Satz 2 i.V.m. § 17 Säch-
sische Gemeindeordnung i.d.F. der Bekanntmachung vom 09.03.2018 
(SächsGVBl. S. 62), zuletzt geändert durch Art. 17 des Gesetzes vom 
20.12.2022 (SächsGVBl. S. 705), sowie § 3 Abs. 1 Sächsisches Datenschutz-
durchführungsgesetz vom 26.04.2018 (SächsGVBl. S. 198, 199), zuletzt 
geändert durch Art. 2 Abs. 4 des Gesetzes vom 05.04.2019 (SächsGVBl. 
S. 245), die folgende Satzung:

§ 1 
Grundsätze

(1)	Die Stadt Leipzig führt als freiwillige, weisungsfreie öffentliche Auf-
gabe das Bürgerbeteiligungsverfahren „Beteiligungsrat Gemeinwohl“ 
nach dem Modell des Bürgerrats als einmaliges Pilotprojekt durch.

(2)	Zweck dieses Beteiligungsverfahren ist die Erarbeitung von Bürger-
empfehlungen durch einen Beteiligungsrat.

(3)	Mit den Bürgerempfehlungen des Beteiligungsrats sollen neue Maß-
nahmen zur Förderung des Gemeinwohls in Leipzig angestoßen 
werden.

§ 2 
Begleitung des Beteiligungsverfahrens

(1)	Der Oberbürgermeister entscheidet im Rahmen der Vorgaben dieser 
Satzung über den Arbeitsauftrag des Beteiligungsrats (Fragestellung im 
Oberthema Gemeinwohl) und dessen Arbeitsweise, über die Auswahl 
der Mitglieder des Beteiligungsrats sowie die Verfahrensplanung und 
-durchführung, insbesondere über die Festlegung des Zeitplans. 

(2)	Er ist zuständig für die Einhaltung des Kostenrahmens.

§ 3 
Beteiligungsrat „Gemeinwohl“

(1)	Der Beteiligungsrat soll aus einer möglichst heterogenen Gruppe von 
60-70 teilnehmenden Mitgliedern (etwa 50 volljährige Personen sowie 
20 Kinder und Jugendliche) mit Hauptwohnsitz in Leipzig bestehen.

(2)	Zur Auswahl der Mitglieder des Beteiligungsrats kommen neben-
einander Losverfahren, Losverfahren mit aufsuchenden Methoden 
und eine gezielte aufsuchende Ansprache zur Anwendung, um die 
Heterogenität der Mitglieder des Beteiligungsrats sicherzustellen. Es 
besteht kein Anspruch auf eine Teilnahme.

(3)	Die ausgewählten Mitglieder des Beteiligungsrats werden als ehren-
amtlich Tätige durch den Oberbürgermeister bestellt. Bei Minder-
jährigen ist die vorherige Einwilligung der gesetzlichen Vertretung 
erforderlich.

(4)	Der Beteiligungsrat erarbeitet in einem moderierten Diskussions-
prozess gemäß seinem Arbeitsauftrag Bürgerempfehlungen zur 
Förderung des Gemeinwohls in Leipzig.

(5)	Die Beteiligung minderjähriger Mitglieder soll durch entsprechende 
pädagogische Konzepte begleitet werden.

(6)	Der Beteiligungsrat tritt an vier Tagungsterminen als Plenum und in 
kleineren Diskussionsgruppen zusammen und endet mit der Über-
gabe der Bürgerempfehlungen an die Ratsversammlung.

§ 4 
Behandlung der Bürgerempfehlungen

(1) Die Bürgerempfehlungen des Beteiligungsrats sind dem Ober-
bürgermeister und der Ratsversammlung zu übergeben und in 
öffentlicher Sitzung zu behandeln. In der öffentlichen Sitzung wird 
einer Vertretung des Beteiligungsrats Redezeit zur Begründung der 
Bürgerempfehlungen eingeräumt.

(2) Das für den Beschluss über eine empfohlene Maßnahme zuständige 
Organ ist an die Bürgerempfehlung nicht gebunden, hat diese jedoch 
zu erwägen.

(3) Der Oberbürgermeister verfasst einen Bericht über die Weiterver-
wendung der Bürgerempfehlungen.

§ 5 
Kosten

(1) Die Kosten des Beteiligungsverfahrens trägt die Stadt Leipzig. Die 
Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit sind zu beachten.

(2)	Die Mitglieder des Beteiligungsrats erhalten für die Teilnahme an 
den vier Tagungsterminen als ehrenamtlich Tätige eine pauschale 
Aufwandsentschädigung für Zeitaufwand in Höhe von je 50,00 Euro 
je Tagungstermin.

§ 6 
Bildung des Beteiligungsrats, Datenverarbeitung

(1)	Zur Gewährleistung einer Zusammensetzung gem. § 3 Abs. 1 werden 
Einwohnerinnen und Einwohner insbesondere mittels repräsenta-
tiver Stichprobe aus der Einwohnerschaft der Stadt Leipzig in das 
Auswahlverfahren zur Bildung des Beteiligungsrats einbezogen 
(§ 34 Absatz 1 Satz 1 i.V.m. § 37 BMG). Hierfür muss gegenüber 
der Meldebehörde in Textform dargelegt werden, nach welchen 
Auswahlkriterien die Daten erhoben werden sollen. Die Auswahl 
erfolgt aus einer ausreichend großen Teilmenge der Einwohnerschaft 
heraus. Als Auswahlkriterien können nur die in § 34 Absatz 1 BMG 
genannten Daten genutzt werden; dabei soll eine Heterogenität 
der Mitglieder des Beteiligungsrats erzielt werden. Dies stellt keine 
gleichheitswidrige Diskriminierung dar.

(2)	Die zufällig ausgewählten Personen sind unter Mitteilung der Infor-
mationen gemäß Art. 14 Abs. 1, 2 DSGVO schriftlich zu fragen, ob sie 
an dem Beteiligungsverfahren teilnehmen möchten. Den möglichen 
Teilnehmern ist eine Frist zur Antwort zu setzen. Es steht den An-
geschriebenen frei, ohne Antwort oder ohne Angabe von Gründen, 
der Einladung nicht zu folgen. Hierauf ist in dem Anschreiben hin-
zuweisen.

(3)	Gleichzeitig ist in dem Anschreiben darauf hinzuweisen, dass die Be-
reitschaft zu einer persönlichen Kontaktaufnahme für ein ergänzendes 
aufsuchendes Auswahlverfahren wünschenswert ist. Soweit es zur 
Herstellung der Heterogenität des Beteiligungsrats erforderlich ist, 
darf nach vorheriger Mitteilung eines Termins, zumindest der Angabe 
der Kalenderwoche, der Versuch einer persönlichen Kontaktaufnah-
me bei den Angeschriebenen zu Hause erfolgen. Die aufsuchenden 
Personen haben einen deutlich sichtbaren Hinweis (z.B. mittels 
Clip) an ihrer Kleidung zu tragen, der den Zweck des Aufsuchens 
im Auftrag der Stadt Leipzig aussagekräftig verdeutlicht. Falls die 
Person nicht anzutreffen ist, darf mit einem weiteren Schreiben ein 
Austausch per Telefon oder E-Mail angeboten werden und erfragt 
werden, ob die Teilnahme bei besonderer Hilfestellung ermöglicht 
werden kann. Es steht den Aufgesuchten frei, die Kontaktaufnahme 
ohne Angabe von Gründen abzulehnen bzw. abzubrechen und auch 
das weitere Anschreiben ohne Angabe von Gründen unbeantwortet 
zu lassen. Hierauf ist in dem Anschreiben hinzuweisen.

(4)	Die gezielte Ansprache außerhalb des Losverfahrens gilt für Menschen, 
die über die Kategorien des Melderegisters nicht gezielt erreichbar 
sind, bspw. obdachlose Menschen, und politisch unterrepräsentiert 
sind.

(5)	Für das Aufsuchen in Einrichtungen ist das Einverständnis des Trägers 
der Einrichtung und bei Minderjährigen der gesetzlichen Vertretung 
erforderlich. Dieses Einverständnis ist einzuholen.

(6)	Die erhobenen Daten dürfen nur für den Zweck der Durchführung 
des vorliegenden Beteiligungsverfahrens verarbeitet werden. Die 
personenbezogenen Daten sind unverzüglich zu löschen, wenn keine 
Teilnahme erfolgt. Die personenbezogenen Daten der Teilnehmer 
sind unverzüglich nach Zweckerledigung, spätestens drei Monate 
nach Abschluss des Beteiligungsverfahrens zu löschen.

(7)	Aus den Zusagen der ausgewählten Personen kann eine erneute 
Teilmenge unter Wiederholung der Auswahlverfahren gebildet 
werden. Bei der Auswahl der Zusagen ist auf die für die Zufalls-
auswahl definierten Kriterien zu achten und ggf. erneut durch Los 
auszuwählen. 

§ 7 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tag nach der öffentlichen Bekanntmachung in 
Kraft und gilt für die Dauer der Projektdurchführung. ■
Leipzig, 21.04.2023 				   Burkhard Jung
								        Oberbürgermeister

Satzung über das  
Bürgerbeteiligungsverfahren „Gemeinwohl“

(Beschluss Nr. VII-DS-07249 der Ratsversammlung vom 20.04.2023)
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Zum 1. Juli 2023 beabsichtigt die Stadt Leipzig die Umsetzung der 
Maßnahme „Offene Kin-der- und Jugendarbeit in Engelsdorf“ gemäß 
§ 11 Abs. 2 SGB VIII im Planungsraum Ost/Südost durch einen Träger 
der freien Jugendhilfe. Der Standort der Einrichtung befindet sich in 
der Hans-Weigel-Straße 12, (Eingang über Knorrstraße) 04319 Leipzig.

Die Ziele und Aufgaben einer erfolgreichen Umsetzung der Maß-
nahme sind dem „Fachstandard Offene Kinder- und Jugendarbeit“ 
und den Handlungsempfehlungen der „Integrierten Kinder- und 
Jugendhilfeplanung der Stadt Leipzig“ (Beschluss des Stadtrates Nr. 
VII-DS-01168-NF-01 vom 22.07.2021) sowie des Integrierten Stadtent-
wicklungskonzeptes „Leipzig 2030“ („INSEK“) (Beschluss des Stadt-
rates Nr. VI-DS-04159-NF-01 vom 31.05.2018) zu entnehmen und in 
der Interessenbekundung auszuführen. 

Besonders zu berücksichtigen sind inhaltliche Untersetzungen zu den 
Themenfeldern: 
•	 Lebenswelt- und Sozialraumorientierung, 
•	 Partizipation, 
•	 Vielfalt der Geschlechter und Förderung der Teilhabe von jungen 

Menschen mit und ohne Behinderung sowie 
•	 Methodenvielfalt. 
Des Weiteren soll der Aspekt der Gemeinwesenorientierung sowie 
die aktive Teilnahme an den Gremien Planungsraum-Arbeitskreis 
Ost/Südost und Facharbeitskreis Offene Kinder- und Jugendarbeit 
zur Umsetzung der Integrierten Kinder- und Jugendhilfeplanung 
konzeptionell beschrieben werden.

Für die Realisierung der Maßnahme wird der Einsatz von Fachkräf-
ten (gemäß § 72 SGB VIII und Vorgabe im „Fachstandard für Offene 
Kinder- und Jugendarbeit der Stadt Leipzig“) vorausgesetzt. Es muss 
eine Öffnungszeit des Offenen Bereichs von mindestens 24 Stunden pro 
Woche an mindestens vier Tagen realisiert werden. Die Öffnungszeit 
eines Offenen Freizeittreffs ist grundsätzlich am Bedarf der Zielgruppe 
ausgerichtet und wird von mindestens zwei Fachkräften sichergestellt.

Es steht ein Objekt mit folgenden Räumen zur Verfügung: Mitarbei-
ter/-innen Büro (21,40  m²), MA WC mit Dusche (5,74 m²), Sportraum 
(56,69 m²), Besucher/-innen WC (13,81 m²), offener Bereich mit Küche/
Theke (94,73 m²), Zockraum (9,86 m²), Kreativraum (43,99 m²), Lager 
(23,96 m²), Werkstatt (24,82 m²), Musikraum(18,76 m²), Kosmetikstudio 
(7,31 m²), barrierefrei-es WC (7,07 m²), Freifläche (30 m²).

Für die Umsetzung steht nach Förderbeschluss des Jugendhilfeausschus-
ses der Stadt Leipzig im Haushaltjahr 2023 (ab 01.07.2023-31.12.2023) 
eine Gesamtfördersumme von 99.022,46 € und 80 Wochenstunden für 
Fachkräfte sowie im Haushaltjahr 2024 eine Gesamtfördersumme von 
195.437,02 € und 80 Wochenstunden für Fachkräfte zur Verfügung.
Die Miet- und Betriebskosten in Höhe von etwa 40.000,00 € pro Jahr 
(bzw. anteilig 20.070,00 € für sechs Monate im Jahr 2023) sind Bestand-
teil der Förderung. 

Gemäß Punkt 4.3.1 der unten genannten Fachförderrichtlinie hat der 
Zuwendungsempfänger i. d. R. mindestens 5 % der zuwendungsfä-
higen Gesamtausgaben als Eigenanteil zu erbringen. Grundsätzlich 
ist der Einsatz aller eigenen Mittel vorrangig gegenüber dem Einsatz 
der Zuwendung.

Maßnahmelaufzeit: ab 1.7.2023 bis 31.12.2024

Für die kommenden Haushaltsjahre 2025/26 ist eine separate Antrags-
stellung zum 1. August 2024 notwendig.

Grundlage der Förderung ist die Fachförderrichtlinie der Stadt Leipzig 
über die Förderung von Trägern der freien Jugendhilfe für Leistun-
gen der Jugendarbeit und allgemeinen Förderung der Erziehung in 
der Familie gemäß §§ 11 bis 14 und 16 SGB VIII (Leipziger Amtsblatt 
9/2019, S. 12 f.).

Der Träger bekundet sein Interesse mit dem Einreichen einer Inter-
essenbekundung. Hierfür sind bitte die regulären Antragsunterlagen 
für Maßnahmen der Kinder- und Jugendförderung vorzulegen. Die 
Formulare stehen hier zum Download bereit: https://www.leipzig.
de/buergerservice-und-verwaltung/aemter-und-behoerdengaenge/
behoerden-und-dienstleistungen/dienststelle/kinder-und-jugendfo-
erderung-5131 bzw. sind diese über die Mailadresse jugendfoerderung@
leipzig.de abzufordern. 
Zu verwenden sind die 
•	 Anlage 1: Antrag Zuwendung inkl. Anhänge und
•	 Anlage 6: Raster Qualifizierter Antrag der oben genannten Fach-

förderrichtlinie.

Die Beschlussfassung erfolgt durch den Jugendhilfeausschuss nach 
Beratung der Findungskommission. 

Die Angebote sind bis zum 26.05.2023 zu richten an: 

Stadt Leipzig
Amt für Jugend und Familie 
Abteilung Jugendhilfe

Hausanschrift: 
Perlickstraße 6, 04103 Leipzig
(zur Fristwahrung ist der Fristenbriefkasten am Neuen Rathaus zu 
nutzen)

Die Umschläge sind mit dem Hinweis „Unterlagen Interessenbekun-
dungsverfahren – Nicht öffnen“ zu versehen. 
Bitte senden Sie die Unterlagen ebenfalls per E-Mail an jugendfoer-
derung@leipzig.de 

Informationen zur Ausschreibung erteilt Frau Bittner unter Tel. 0341 
1234350 und janina.bittner@leipzig.de  ■

Interessenbekundungsverfahren für eine  
Einrichtung der Offenen Kinder- und Jugendarbeit  
im Ortsteil Engelsdorf (Planungsraum Ost/Südost)

https://static.leipzig.de/fileadmin/mediendatenbank/leipzig-de/Stadt/02.5_Dez5_Jugend_Soziales_Gesundheit_Schule/51_Amt_fuer_Jugend_Familie_und_Bildung/Veroeffentlichungen/Fachstandards-Offene-Jugendarbeit.pdf
https://ratsinformation.leipzig.de/allris_leipzig_personal/vo020?VOLFDNR=1019706&refresh=false
https://ratsinformation.leipzig.de/allris_leipzig_personal/vo020?VOLFDNR=1019706&refresh=false
https://ratsinformation.leipzig.de/allris_leipzig_personal/vo020?VOLFDNR=1008421&refresh=false
https://ratsinformation.leipzig.de/allris_leipzig_personal/vo020?VOLFDNR=1008421&refresh=false
https://www.leipzig.de/buergerservice-und-verwaltung/aemter-und-behoerdengaenge/satzungen/details/satzung/5-07/download
https://www.leipzig.de/buergerservice-und-verwaltung/aemter-und-behoerdengaenge/satzungen/details/satzung/5-07/download
https://www.leipzig.de/buergerservice-und-verwaltung/aemter-und-behoerdengaenge/satzungen/details/satzung/5-07/download
https://www.leipzig.de/buergerservice-und-verwaltung/aemter-und-behoerdengaenge/behoerden-und-dienstleistungen/dienststelle/kinder-und-jugendfoerderung-5131
https://www.leipzig.de/buergerservice-und-verwaltung/aemter-und-behoerdengaenge/behoerden-und-dienstleistungen/dienststelle/kinder-und-jugendfoerderung-5131
https://www.leipzig.de/buergerservice-und-verwaltung/aemter-und-behoerdengaenge/behoerden-und-dienstleistungen/dienststelle/kinder-und-jugendfoerderung-5131
https://www.leipzig.de/buergerservice-und-verwaltung/aemter-und-behoerdengaenge/behoerden-und-dienstleistungen/dienststelle/kinder-und-jugendfoerderung-5131
mailto:jugendfoerderung%40leipzig.de?subject=
mailto:jugendfoerderung%40leipzig.de?subject=
mailto:jugendfoerderung%40leipzig.de?subject=
mailto:jugendfoerderung%40leipzig.de?subject=
mailto:janina.bittner%40leipzig.de?subject=
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Der Stadtrat hat in seiner Ratsversammlung am 15.03.2023 den Jahres-
abschluss des Eigenbetriebs Städtisches Klinikum „St. Georg“ Leipzig 
für das Wirtschaftsjahr 2021 festgestellt. Gemäß § 34 Abs. 2 Sächsische 
Eigenbetriebsverordnung wird der Jahresabschluss wie folgt bekannt 
gegeben:

1. 	Der Jahresabschluss zum 31.12.2021 in der Fassung vom 29.04.2022 
wird wie folgt

	 festgestellt:

 				    31.12.2021
				    in €
Bilanzsumme	 133.002.116,83

davon entfallen:

Aktiva
Anlagevermögen	 123.482.947,19
Umlaufvermögen	 9.514.976,79
Rechnungsabgrenzungsposten	 4.192,85

Passiva
Eigenkapital	
gezeichnetes Kapital	 30.000.000,00
Kapitalrücklage	 11.832.887,53
Gewinnrücklagen	 1.055.463,74
Gewinnvortrag	 767.509,99
Jahresgewinn	 100.583,41
Sonderposten aus Zuwendungen zur
Finanzierung des Anlagevermögens	 69.968.136,30
Rückstellungen	 809.300,00
Verbindlichkeiten	 14.458.416,59
Ausgleichsposten aus Darlehensförderung	 94.776,00
Rechnungsabgrenzungsposten	 3.915.043,27
Summe der Erträge	 28.616.862.78
Summe der Aufwendungen	 28.516.279,37
Jahresüberschuss	 100.583,41

2. 	Der Jahresüberschuss beträgt EUR 100.583,41 und wird gem. § 12 
Abs. 3 SächsEigBVO in Höhe von EUR 21.621,36 zum Ausgleich des 
noch bestehenden Verlustes aus dem Jahr 2019 verwendet. In Höhe 
von EUR 78.962,05 wird der Jahresüberschuss auf neue Rechnung 
vorgetragen.

3. 	Der Betriebsleitung wird für das Wirtschaftsjahr 01.01.2021 bis 
31.12.2021 Entlastung erteilt.

Die Mazars GmbH & Co. KG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft hat 
den Jahresabschluss 2021 geprüft und einen uneingeschränkten Be-
stätigungsvermerk erteilt:

Den uneingeschränkten Bestätigungsvermerk haben wir wie folgt erteilt:

„Bestätigungsvermerk des unabhängigen Abschlussprüfers

An das Städtische Klinikum „St. Georg“ Leipzig, Leipzig

Prüfungsurteile 

Unter der Bedingung, dass der Jahresabschluss zum 31. Dezember 
2020 in der Fassung festgestellt wird, die diesem Jahresabschluss zu-
grunde gelegt worden ist, erteilen wir folgenden uneingeschränkten 
Bestätigungsvermerk:

Wir haben den Jahresabschluss des Städtischen Klinikums ‘‘St. Georg“ 
Leipzig, Leipzig, – bestehend aus der Bilanz zum 31. Dezember 2021 
und der Gewinn- und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr vom 1. 
Januar 2021 bis zum 31. Dezember 2021 sowie dem Anhang, einschließ-
lich der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden – 
geprüft. Da-rüber hinaus haben wir den Lagebericht des Städtischen 
Klinikums “St. Georg“ Leipzig, Leipzig, für das Geschäftsjahr vom 1. 
Januar 2021 bis zum 31. Dezember 2021 geprüft. 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen 
Erkenntnisse 

•	 entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen 
Belangen den Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung des Frei-
staates Sachsen i. V. m. den einschlägigen deutschen, für Kapitalge-
sellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und vermit-
telt unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes 
Bild der Vermögens- und Finanzlage des Eigenbetriebs zum 31. 
Dezember 2021 sowie seiner Ertragslage für das Geschäftsjahr vom  
1. Januar 2021 bis zum 31. Dezember 2021 und

•	 vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes 
Bild von der Lage des Eigenbetriebs. In allen wesentlichen Belan-
gen steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem Jahresabschluss, 
entspricht den Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung des Frei-
staates Sachsen und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen 
Entwicklung zutreffend dar. 

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung 
zu keinen Einwendungen gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahres-
abschlusses und des Lageberichts geführt hat.

Grundlage für die Prüfungsurteile

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lagebe-
richts in Übereinstimmung mit § 317 HGB und § 32 SächsEigBVO 
unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) fest-
gestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
durchgeführt. Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften und 
Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers 
für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts“ unseres 
Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von dem 
Eigenbetrieb unabhängig in Übereinstimmung mit den deutschen 
handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben 
unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit 
diesen Anforderungen erfüllt.

Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnach-
weise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere 
Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht zu dienen.

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und der für die Überwa-
chung Verantwortlichen für den Jahresabschluss und den Lagebericht

Die Betriebsleiterin ist verantwortlich für die Aufstellung des Jahres-
abschlusses, der den Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung des 
Freistaates Sachsen i. V. m. den einschlägigen deutschen, für Kapi-
talgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften in allen 
wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss 
unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buch-
führung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Eigenbetriebs vermittelt. 
Ferner sind die Betriebsleiterin verantwortlich für die internen Kon-
trollen, die sie in Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen 
ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt haben, um 

Öffentliche Bekanntmachung des Beschlusses
über die Feststellung des Jahresabschlusses des  

Städtischen Klinikums „St. Georg“ Leipzig für das  
Wirtschaftsjahr vom 01.01.2021 bis 31.12.2021
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die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von 
wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen Dar-
stellungen ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses ist die Betriebsleiterin da-
für verantwortlich, die Fähigkeit des Eigenbetriebs zur Fortführung 
der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren haben sie 
die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fort-
führung der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. 
Darüber hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des 
Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmens-
tätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche 
Gegebenheiten entgegenstehen.

Außerdem ist die Betriebsleiterin verantwortlich für die Aufstellung 
des Lageberichts, der insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage 
des Eigenbetriebs vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit 
dem Jahresabschluss in Einklang steht, den Vorschriften der Eigen-
betriebsverordnung des Freistaates Sachsen i. V. m. den einschlägigen 
deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und 
Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner ist die 
Betriebsleiterin verantwortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen 
(Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um die Aufstellung 
eines Lageberichts in Übereinstimmung mit den anzuwendenden Vor-
schriften der Eigenbetriebsverordnung des Freistaates Sachsen i. V. m. 
den einschlägigen anzuwendenden deutschen gesetzlichen Vorschriften 
zu ermöglichen, und um ausreichende geeignete Nachweise für die 
Aussagen im Lagebericht erbringen zu können.

Die für die Überwachung Verantwortlichen sind der Betriebsausschuss. 
Der Betriebsausschuss ist verantwortlich für die Überwachung des 
Rechnungslegungsprozesses des Eigenbetriebs zur Aufstellung des 
Jahresabschlusses und des Lageberichts.

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahres-
abschlusses und des Lageberichts

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob 
der Jahresabschluss als Ganzes frei von wesentlichen – beabsichtigten 
oder unbeabsichtigten – falschen Darstellungen ist, und ob der Lage-
bericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Eigenbetriebs 
vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresab-
schluss sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen 
in Einklang steht, den Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung des 
Freistaates Sachsen i. V. m. den einschlägigen deutschen gesetzlichen 
Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen 
Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk 
zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum 
Lagebericht beinhaltet.

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine 
Garantie dafür, dass eine in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter 
Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durch-
geführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. 
Falsche Darstellungen können aus Verstößen oder Unrichtigkeiten 
resultieren und werden als wesentlich angesehen, wenn vernünftiger-
weise erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf 
der Grundlage dieses Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen 
wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen. 

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und 
bewahren eine kritische Grundhaltung. Darüber hinaus

•	 identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher – be-
absichtigter oder unbeabsichtigter – falscher Darstellungen im 
Jahresabschluss und im Lagebericht, planen und führen Prüfungs-
handlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen 
Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als 
Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass 
wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist bei 
Verstößen höher als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße betrügerisches 

Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, 
irreführende Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner 
Kontrollen beinhalten können.

•	 gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des 
Jahresabschlusses relevanten internen Kontrollsystem und den 
für die Prüfung des Lageberichts relevanten Vorkehrungen und 
Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den 
gegebenen Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem 
Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser Systeme des Ei-
genbetriebs abzugeben.

•	 beurteilen wir die Angemessenheit der von der Betriebsleiterin 
angewandten Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit 
der von der Betriebsleiterin dargestellten geschätzten Werte und 
damit zusammenhängenden Angaben.

•	 ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von der 
Betriebsleiterin angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der 
Fortführung der Unternehmenstätigkeit sowie, auf der Grundlage 
der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit 
im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, 
die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit des Eigenbetriebs zur 
Fortführung der Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls 
wir zu dem Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit 
besteht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die 
dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss und im Lagebericht 
aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben unangemessen 
sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen 
unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum Datum 
unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. 
Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch dazu 
führen, dass der Eigenbetrieb seine Unternehmenstätigkeit nicht 
mehr fortführen kann.

•	 beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt 
des Jahresabschlusses einschließlich der Angaben sowie ob der 
Jahresabschluss die zugrunde liegenden Geschäftsvorfälle und 
Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung 
der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den 
tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage des Eigenbetriebs vermittelt.

•	 beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresab-
schluss, seine Gesetzesentsprechung und das von ihm vermittelte 
Bild von der Lage des Eigenbetriebs.

•	 führen wir Prüfungshandlungen zu den von der Betriebsleiterin dar-
gestellten zukunftsorientierten Angaben im Lagebericht durch. Auf 
Basis ausreichender geeigneter Prüfungsnachweise vollziehen wir 
dabei insbesondere die den zukunftsorientierten Angaben von der 
Betriebsleiterin zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen nach 
und beurteilen die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten 
Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungsurteil 
zu den zukunftsorientierten Angaben sowie zu den zugrunde lie-
genden Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches 
unvermeidbares Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich von 
den zukunftsorientierten Angaben abweichen.

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter 
anderem den geplanten Umfang und die Zeitplanung der Prüfung 
sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwaiger 
Mängel im internen Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfung 
feststellen.  ■

Hinweis zur öffentlichen Auslegung

Der Jahresabschluss des Städtischen Klinikums „St. Georg“ 
Leipzig für das Wirtschaftsjahr 2021 einschließlich des Prüfver-
merkes der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft liegt in der Zeit 
vom 08.05.2023 bis 12.05.2023, jeweils von 8:00 Uhr bis 16:00 
Uhr im Sekretariat der Direktorin des Städtischen Klinikums  
„St. Georg“ Leipzig öffentlich aus. ■



Elektronisches Amtsblatt Stadt Leipzig	
Ausgabe 09/23 · 29.04.2023

10

Amt für Geoinformation und Bodenordnung
Abt. Bodenordnung/Flurbereinigung und Wertermittlung
Obere Flurbereinigungsbehörde

Flurbereinigungsverfahren:	 Lützschena-Stahmeln
Gemeinde:			   kreisfreie Stadt Leipzig
Verfahrensnummer:	 168671

I. Ausführungsanordnung
Auf Grundlage des § 61 des Flurbereinigungsgesetzes (FlurbG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 16. März 1976 (BGBl. I S. 546), in der 
heute geltenden Fassung i.V.m. § 1 Abs. 3 des Gesetzes zur Ausführung 
des Flurbereinigungsgesetzes und zur Bestimmung von Zuständig-
keiten nach dem Landwirtschaftsanpassungsgesetz (AGFlurbG) vom 
15. Juli 1994 (SächsGVBl. S. 1429), in der heute geltenden Fassung wird 
die Ausführung des Flurbereinigungsplanes angeordnet. 

Als Zeitpunkt des Eintritts des neuen Rechtszustandes wird fest-
gesetzt der 01. Juni 2023 – 0:00 Uhr.

1. Die Ausführung des Flurbereinigungsplanes hat folgende rechtliche 
Wirkungen:
•	 Die Abfindung jedes Beteiligten tritt in rechtlicher Beziehung an 

die Stelle seiner alten Grundstücke und Rechte. Die im Flurberei-
nigungsplan aufgeführten neuen Teilnehmer werden Eigentümer 
der für sie ausgewiesenen Grundstücke.

•	 Die Landabfindung tritt hinsichtlich der Rechte an den alten Grund-
stücken und der diese Grundstücke betreffenden Rechtsverhältnisse, 
die nicht aufgehoben werden, an die Stelle der alten Grundstücke. 
Die örtlich gebundenen öffentlichen Lasten, die auf den alten 
Grundstücken ruhen, gehen auf die in deren örtlicher Lage ausge-
wiesenen Grundstücke über. Die durch den Flurbereinigungsplan 
neu begründeten Rechte entstehen mit dem oben genannten Stichtag.

•	 Anträge auf Beteiligung von Nießbrauchern an den dem Eigentümer 
zur Last fallenden Beiträgen, auf Erhöhung oder Minderung des 
Pachtzinses oder auf Regelung des Pachtverhältnisses (§§ 69 und 
70 FlurbG) sind – soweit sich die Beteiligten nicht einigen können 
– gemäß § 71 FlurbG spätestens drei Monate nach Erlass dieser 
Anordnung bei der Oberen Flurbereinigungsbehörde, der Stadt 
Leipzig, Amt für Geoinformation und Bodenordnung, zu stellen

2.	 Gemäß § 80 Abs. 2 Nr. 4 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) 
in der Fassung vom 19.03.1991 (BGBl. I S. 686), in der heute gültigen 
Fassung, wird im öffentlichen Interesse und im überwiegenden Interesse 
der Beteiligten die sofortige Vollziehung dieses Verwaltungsaktes mit 
der Folge angeordnet, dass Rechtsbehelfe gegen ihn keine aufschiebende 
Wirkung haben. 

II. Begründung

1. Zuständigkeit 
Die kreisfreie Stadt Leipzig, Amt für Geoinformation und Bodenord-
nung ist nach § 61 Satz 1 FlurbG i.V.m. § 1 Abs. 3 AGFlurbG für die 
Anordnung der Ausführung des Flurbereinigungsplanes zuständig.
 
2. Gründe 
Der den Beteiligten in gesetzlich vorgeschriebener Weise bekannt 
gegebene Flurbereinigungsplan (§ 59 FlurbG) ist unanfechtbar. Seine 

Ausführung ist daher anzuordnen (§ 61 FlurbG). 
 
3. Dringlichkeit 
Die sofortige Vollziehung der Ausführungsanordnung gemäß § 80 
Abs. 2 Nr. 4 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 19. März 1991 (BGBl. I S. 686), in der heute 
geltenden Fassung ist auszusprechen, damit aus einem längeren Auf-
schub der Ausführung des Flurbereinigungsplans den Beteiligten auf 
dem Gebiet des Grundstücksverkehrs keine erheblichen Nachteile 
erwachsen.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig Sitzanschrift 
in 04109 Leipzig, Martin-Luther-Ring 4-6, (Besucheranschrift: Amt 
für Geoinformation und Bodenordnung, Burgplatz 1) Widerspruch 
eingelegt werden. Der Widerspruch kann auch in elektronischer Form 
gemäß § 3a Abs. 2 Verwaltungsverfahrensgesetz eingelegt werden. 
Hierfür stehen folgende Möglichkeiten zur Verfügung:

1.	 Der Widerspruch kann unter geoinformation@leipzig.de durch 
E-Mail oder über die besonderen Behördenpostfächer Stadt Leip-
zig - Allgemeiner Posteingang oder Stadt Leipzig - Amt für Geo-
information und Bodenordnung - Bodenordnung mit qualifizierter 
elektronischer Signatur gemäß § 3a Abs. 2 S. 2, 3 VwVfG erhoben 
werden.

2.	 Der Widerspruch kann auch unter info@leipzig.de-mail.de durch 
De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung 
gemäß § 5 Abs. 5 De-Mail-Gesetz erhoben werden.

Gegen die Anordnung der sofortigen Vollziehung 

kann die Aussetzung der Vollziehung schriftlich oder zur Niederschrift 
bei der Stadt Leipzig Sitzanschrift in 04109 Leipzig, Martin-Luther-Ring 
4-6, (Besucheranschrift: Amt für Geoinformation und Bodenordnung, 
Burgplatz 1)

oder die Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung des Wider-
spruches beim Sächsischen Oberverwaltungsgericht 

Hausanschrift: Postanschrift: 
Ortenburg 9
02625 Bautzen

Postfach 1728 
02607 Bautzen 

beantragt werden (§ 80 Abs. 4 Satz 1 und Abs. 5 VwGO). ■

Leipzig, den 26.04.2023

gez. Gernot Weiß
Abteilungsleiter

Der Inhalt der o.a. Bekanntmachung wird zusätzlich auf der Internet-
Seite der Stadt Leipzig veröffentlicht unter: https://www.leipzig.de/
bauen-und-wohnen/bauen/flurbereinigung/flurbereinigungsverfah-
ren-luetzschena-stahmeln

Flurbereinigungsverfahren  
Lützschena-Stahmeln

mailto:geoinformation%40leipzig.de?subject=
mailto:info%40leipzig.de-mail.de?subject=
https://www.leipzig.de/bauen-und-wohnen/bauen/flurbereinigung/flurbereinigungsverfahren-luetzschena-
https://www.leipzig.de/bauen-und-wohnen/bauen/flurbereinigung/flurbereinigungsverfahren-luetzschena-
https://www.leipzig.de/bauen-und-wohnen/bauen/flurbereinigung/flurbereinigungsverfahren-luetzschena-
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Bekanntmachung der Stadt Leipzig nach § 70 (3)  
Sächsische Bauordnung (SächsBO) über die Erteilung einer  

Baugenehmigung für das Vorhaben:  „Neubau eines teilunterkellerten 
Wohngebäudes mit 10 WE, mit Dachterrasse und Balkonanbau,  

Abriss der Garagen, Errichtung Fahrradschuppen,  
Freiflächengestaltung, Cichoriusstraße 8“, Leipzig,  

Gemarkung Reudnitz, Flurstück 404/c

1.	 Die Baugenehmigung für das Vorhaben:  „Neubau eines teilun-
terkellerten Wohngebäudes mit 10 WE, mit Dachterrasse und 
Balkonanbau, Abriss der Garagen, Errichtung Fahrradschuppen, 
Freiflächengestaltung, Cichoriusstraße 8“, Leipzig, Gemarkung 
Reudnitz, Flurstück 404/c, im Genehmigungsverfahren nach § 63 
Sächsische Bauordnung (Vereinfachtes Verfahren) ist erteilt.

2.	 Die Baugenehmigung enthält Bedingungen und Auflagen.

3.	 Bestandteil der Baugenehmigung sind die in der Baugenehmigung 
aufgeführten und die mit Genehmigungsvermerk versehenen 
Bauvorlagen.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Sitzanschrift 
in 04109 Leipzig, Martin-Luther-Ring 4-6, (Besucheranschrift: Prager 
Straße 118-120, 04317 Leipzig) Widerspruch eingelegt werden. Der 
Widerspruch kann auch in elektronischer Form gemäß §  3a Abs. 
2 Verwaltungsverfahrensgesetz eingelegt werden. Hierfür stehen 
folgende Möglichkeiten zur Verfügung:
1.	 Der Widerspruch kann unter abd@leipzig.de durch E-Mail oder 

über das besondere Behördenpostfach Stadt Leipzig – Allgemeiner 
Posteingang jeweils mit qualifizierter elektronischer Signatur ge-
mäß § 3a Abs. 2 S. 2,3 VwVfG erhoben werden.

2.	 Der Widerspruch kann auch unter info@leipzig.de-mail.de durch 
De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung 
gemäß § 5 Abs. 5 De-Mail-Gesetz erhoben werden.

Die Frist wird auch gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der 
Landesdirektion Sachsen, Referat 35 in 04107 Leipzig, Braustraße 2 
eingelegt wird.

Hinweise zur Bekanntmachung:
-	 Die Zustellung der Baugenehmigung an die Eigentümer benach-

barter Grundstücke (Nachbarn) gemäß § 70 Abs. 3 Satz 1 Sächs-
BO wird aufgrund der großen Anzahl der Nachbarn, denen die 
Baugenehmigung zuzustellen ist, durch diese Bekanntmachung 
ersetzt; § 70 Abs. 3 Satz 3 SächsBO.

-	 Die Zustellung der Baugenehmigung an Nachbarn gilt mit dem Tag 
dieser Bekanntmachung als bewirkt; § 70 Abs. 3 Satz 5 SächsBO.

-	 Die oben genannte Rechtsbehelfsbelehrung gilt auch gegenüber 
den Nachbarn.

Die vollständige Baugenehmigung und die Verfahrensakte können 
im Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig, 
Technisches Rathaus, Prager Straße 118-136, 04137 Leipzig – Gebäu-
deabschnitt C, Eingang Erdgeschoss direkt von der Prager Straße, 
eingesehen werden. 
Es wird vorab um eine Terminvereinbarung beim zuständigen Verfah-
rensmanager bzw. Verfahrensmanagerin unter der Telefonnummer: 
0341/123-5152 gebeten. ■

Auszug aus dem Liegenschaftskataster mit Eintragung des Baugrundstücks 
(mit Angabe der angrenzenden Flurstücke/Grundstücke einschließlich der 
Flurstücksnummern)

Gemäß § 70 Abs. 3 Sächsische Bauordnung (SächsBO) vom 28.05.2004 
(SächsGVBl. 2004, S. 200) in der derzeit gültigen Fassung wird Folgen-
des bekannt gemacht:
Das Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig hat 
als untere Bauaufsichtsbehörde am 18.04.2023 unter dem Aktenzei-
chen 63-2022-012212-VV-63.31-VHO einen Bescheid mit folgendem 
verfügenden Teil erlassen:
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Bekanntmachung der Stadt Leipzig nach § 70 (3)  
Sächsische Bauordnung (SächsBO) über die Erteilung einer  

Baugenehmigung für das Vorhaben: „Neubau von studentischem  
Wohnen, Rackwitzer Straße 38, 40, 42“, Leipzig,  

Gemarkung Leipzig, Flurstück 3805/6

1.	 Der Widerspruch kann unter abd@leipzig.de durch E-Mail oder 
über das besondere Behördenpostfach Stadt Leipzig – Allgemeiner 
Posteingang jeweils mit qualifizierter elektronischer Signatur ge-
mäß § 3a Abs. 2 S. 2,3 VwVfG erhoben werden.

2.	 Der Widerspruch kann auch unter info@leipzig.de-mail.de durch 
De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung 
gemäß § 5 Abs. 5 De-Mail-Gesetz erhoben werden.

Die Frist wird auch gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der 
Landesdirektion Sachsen, Referat 35 in 04107 Leipzig, Braustraße 2 
eingelegt wird.

Hinweise zur Bekanntmachung:
-	 Die Zustellung der Baugenehmigung an die Eigentümer benach-

barter Grundstücke (Nachbarn) gemäß § 70 Abs. 3 Satz 1 Sächs-
BO wird aufgrund der großen Anzahl der Nachbarn, denen die 
Baugenehmigung zuzustellen ist, durch diese Bekanntmachung 
ersetzt; § 70 Abs. 3 Satz 3 SächsBO.

-	 Die Zustellung der Baugenehmigung an Nachbarn gilt mit dem Tag 
dieser Bekanntmachung als bewirkt; § 70 Abs. 3 Satz 5 SächsBO.

-	 Die oben genannte Rechtsbehelfsbelehrung gilt auch gegenüber 
den Nachbarn.

Die vollständige Baugenehmigung und die Verfahrensakte können 
im Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig, 
Technisches Rathaus, Prager Straße 118-136, 04137 Leipzig – Gebäu-
deabschnitt C, Eingang Erdgeschoss direkt von der Prager Straße, 
eingesehen werden. 
Es wird vorab um eine Terminvereinbarung beim zuständigen Verfah-
rensmanager bzw. Verfahrensmanagerin unter der Telefonnummer: 
0341/123-5196 gebeten. ■

Auszug aus dem Liegenschaftskataster mit Eintragung des Baugrundstücks (mit Angabe der angrenzenden Flurstücke/Grundstücke einschließlich der Flur-  
stücksnummern)

Erstellt für Maßstab 1:1 000

Datenauszug

Erstellungsdatum 19.04.2023

Friese, Hannah

Nur für den Dienstgebrauch.© Amt für Geoinformation und Bodenordnung

erstellt durch:

´0 10 m

Gemäß § 70 Abs. 3 Sächsische Bauordnung (SächsBO) vom 28.05.2004 
(SächsGVBl. 2004, S. 200) in der derzeit gültigen Fassung wird Folgendes 
bekannt gemacht: Das Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der 
Stadt Leipzig hat als untere Bauaufsichtsbehörde unter dem Akten-
zeichen 63-2022-010904-VV-63.31-HFR einen Bescheid mit folgendem 
verfügenden Teil erlassen:

1.	 Die Baugenehmigung für das Vorhaben: „Neubau von studenti-
schem Wohnen, Rackwitzer Straße 38, 40, 42“, Leipzig, Gemarkung 
Leipzig, Flurstück 3805/6, im Genehmigungsverfahren nach § 63 
Sächsische Bauordnung (Vereinfachtes Verfahren) ist erteilt.

2.	 Bestandteil der Entscheidung sind die in dem Vorbescheid auf-
geführten und mit der Entscheidung ausgefertigten Bauvorlagen.

3.	 Mit der Baugenehmigung werden folgende Abweichungen, Aus-
nahmen und Befreiungen zugelassen:

	 Abweichung gemäß § 67 Abs. 1SächsBO von den Anforderungen 
aus § 49 Abs. 1 SächsBO i. V. m. § 2 Abs. 1 der Stellplatzsatzung 
Leipzig vom 19.11.2019 dahingehend, dass für sonstige Wohnungen 
2 – 4 Fahrradstellplätze je Wohnung notwendig sind. 

4.	 Entscheidung über Ausnahmen und Befreiungen des zu prüfenden 
Fachrechts.

5.	 Die Baugenehmigung enthält Bedingungen, Auflagen und Auf-
lagenvorbehalte.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Sitzanschrift 
in 04109 Leipzig, Martin-Luther-Ring 4-6, (Besucheranschrift: Prager 
Straße 118-120, 04317 Leipzig) Widerspruch eingelegt werden. Der 
Widerspruch kann auch in elektronischer Form gemäß § 3a Abs. 2 Ver-
waltungsverfahrensgesetz eingelegt werden. Hierfür stehen folgende 
Möglichkeiten zur Verfügung:
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Bekanntmachung der Stadt Leipzig nach § 70 (3)  
Sächsische Bauordnung (SächsBO) über die Erteilung einer  

Baugenehmigung für das Vorhaben: „Neubau Mehrfamilienhaus mit  
18 Wohneinheiten, Verlängerung der Baugenehmigung  

vom 17.03.2020, 63-2019-005513-VV-63.40-SGR, Reclamstraße 32“,  
Leipzig, Gemarkung Reudnitz, Flurstück 1158

v. 17.03.2020, 63-2019-005513-VV-63.40-SGR, Reclamstraße 32“, 
Leipzig, Gemarkung Reudnitz, Flurstück 1158, im Genehmigungs-
verfahren nach § 63 Sächsische Bauordnung (Vereinfachtes Ver-
fahren) ist erteilt.

2.	 Bestandteil der Entscheidung sind die in dem Vorbescheid auf-
geführten und mit der Entscheidung ausgefertigten Bauvorlagen.

3.	 Mit der Baugenehmigung werden folgende Abweichungen, Aus-
nahmen und Befreiungen zugelassen(nur das aufnehmen, was im 
konkreten Fall zutrifft):

	 Abweichung gemäß § 67 Abs. 1SächsBO von den Anforderungen 
aus § 6 Abs. 2 SächsBO dahingehend, dass Abstandsflächen auf 
dem Grundstück liegen müssen.

4.	 Die Baugenehmigung enthält Bedingungen, Auflagen und Auf-
lagenvorbehalte.

5.	 Bestandteil der Baugenehmigung sind die in der Baugenehmigung 
aufgeführten und mit der Baugenehmigung ausgefertigten Bauvor-
lagen.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Sitzanschrift 
in 04109 Leipzig, Martin-Luther-Ring 4-6, (Besucheranschrift: Prager 
Straße 118-120, 04317 Leipzig) Widerspruch eingelegt werden. Der 
Widerspruch kann auch in elektronischer Form gemäß §  3a Abs. 
2 Verwaltungsverfahrensgesetz eingelegt werden. Hierfür stehen 
folgende Möglichkeiten zur Verfügung:
1.	 Der Widerspruch kann unter abd@leipzig.de durch E-Mail oder 

über das besondere Behördenpostfach Stadt Leipzig – Allgemeiner 
Posteingang jeweils mit qualifizierter elektronischer Signatur ge-
mäß § 3a Abs. 2 S. 2,3 VwVfG erhoben werden.

2.	 Der Widerspruch kann auch unter info@leipzig.de-mail.de durch 
De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung 
gemäß § 5 Abs. 5 De-Mail-Gesetz erhoben werden.

Die Frist wird auch gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der 
Landesdirektion Sachsen, Referat 35 in 04107 Leipzig, Braustraße 2 
eingelegt wird.

Hinweise zur Bekanntmachung:
-	 Die Zustellung der Baugenehmigung an die Eigentümer benach-

barter Grundstücke (Nachbarn) gemäß § 70 Abs. 3 Satz 1 Sächs-
BO wird aufgrund der großen Anzahl der Nachbarn, denen die 
Baugenehmigung zuzustellen ist, durch diese Bekanntmachung 
ersetzt; § 70 Abs. 3 Satz 3 SächsBO.

-	 Die Zustellung der Baugenehmigung an Nachbarn gilt mit dem Tag 
dieser Bekanntmachung als bewirkt; § 70 Abs. 3 Satz 5 SächsBO.

-	 Die oben genannte Rechtsbehelfsbelehrung gilt auch gegenüber 
den Nachbarn.

Die vollständige Baugenehmigung und die Verfahrensakte können im 
Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig, Technisches 
Rathaus, Prager Straße 118-136, 04137 Leipzig – Gebäudeabschnitt C, 
Eingang Erdgeschoss direkt von der Prager Straße, eingesehen werden. 
Es wird vorab um eine Terminvereinbarung beim zuständigen Ver-
fahrensmanager bzw. Verfahrensmanagerin unter der Telefonnummer: 
0341/123-8926 gebeten. ■

Auszug aus dem Liegenschaftskataster mit Eintragung des Baugrundstücks 
(mit Angabe der angrenzenden Flurstücke/Grundstücke einschließlich der 
Flurstücksnummern)

Erstellt für Maßstab 1:500

Kartengrundlage : GeoSN, dl-de/by-2-0

Erstellungsdatum 26.04.2023

Grocke, Susanne

Nur für den Dienstgebrauch.© Amt für Geoinformation und Bodenordnung

erstellt durch:

´0 5 m

Gemäß § 70 Abs. 3 Sächsische Bauordnung (SächsBO) vom 28.05.2004 
(SächsGVBl. 2004, S. 200) in der derzeit gültigen Fassung wird Folgen-
des bekannt gemacht:
Das Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leip-
zig hat als untere Bauaufsichtsbehörde unter dem Aktenzeichen 
63-2023-001453-VV-63.31-SGR einen Bescheid mit folgendem ver-
fügenden Teil erlassen:

1.	 Die Baugenehmigung für das Vorhaben: „Neubau Mehrfamilien-
haus mit 18 Wohneinheiten, Verlängerung der Baugenehmigung 
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Bekanntmachung der Stadt Leipzig nach § 70 (3)  
Sächsische Bauordnung (SächsBO) über die Erteilung einer  

Baugenehmigung für das Vorhaben: „Umbau des Dachgeschosses eines 
Mehrfamilienhauses zu einer Wohneinheit, Errichtung neuer Gaube 

und Austausch / Neubau Balkonanlage, Windorfer Straße 45“, Leipzig, 
Gemarkung Kleinzschocher, Flurstück 22a

neuer Gaube und Austausch / Neubau Balkonanlage, Windorfer 
Straße 45“, Leipzig, Gemarkung Kleinzschocher, Flurstück 22a, im 
Genehmigungsverfahren nach § 63 Sächsische Bauordnung (Ver-
einfachtes Verfahren) ist erteilt.

2.	 Mit der Baugenehmigung werden folgende Abweichungen, Aus-
nahmen und Befreiungen zugelassen:

	 Abweichung gemäß § 67 Abs. 1SächsBO von den Anforderungen 
aus § 6 Abs. 2 SächsBO dahingehend, dass die Abstandsflächen 
teilweise auf dem Nachbargrundstück mit der Flurstücksnummer 
17 der Gemarkung Kleinzschocher liegen.

3.	 Die Baugenehmigung enthält Bedingungen, Auflagen und Auf-
lagenvorbehalte.

4.	 Bestandteil der Baugenehmigung sind die in der Baugenehmigung 
aufgeführten und mit der Baugenehmigung ausgefertigten Bauvor-
lagen.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Sitzanschrift 
in 04109 Leipzig, Martin-Luther-Ring 4-6, (Besucheranschrift: Prager 
Straße 118-120, 04317 Leipzig) Widerspruch eingelegt werden. Der 
Widerspruch kann auch in elektronischer Form gemäß §  3a Abs. 
2 Verwaltungsverfahrensgesetz eingelegt werden. Hierfür stehen 
folgende Möglichkeiten zur Verfügung:
1.	 Der Widerspruch kann unter abd@leipzig.de durch E-Mail oder 

über das besondere Behördenpostfach Stadt Leipzig – Allgemeiner 
Posteingang jeweils mit qualifizierter elektronischer Signatur ge-
mäß § 3a Abs. 2 S. 2,3 VwVfG erhoben werden.

2.	 Der Widerspruch kann auch unter info@leipzig.de-mail.de durch 
De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung 
gemäß § 5 Abs. 5 De-Mail-Gesetz erhoben werden.

Die Frist wird auch gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der 
Landesdirektion Sachsen, Referat 35 in 04107 Leipzig, Braustraße 2 
eingelegt wird.

Hinweise zur Bekanntmachung:
-	 Die Zustellung der Baugenehmigung an die Eigentümer benach-

barter Grundstücke (Nachbarn) gemäß § 70 Abs. 3 Satz 1 Sächs-
BO wird aufgrund der großen Anzahl der Nachbarn, denen die 
Baugenehmigung zuzustellen ist, durch diese Bekanntmachung 
ersetzt; § 70 Abs. 3 Satz 3 SächsBO.

-	 Die Zustellung der Baugenehmigung an Nachbarn gilt mit dem Tag 
dieser Bekanntmachung als bewirkt; § 70 Abs. 3 Satz 5 SächsBO.

-	 Die oben genannte Rechtsbehelfsbelehrung gilt auch gegenüber 
den Nachbarn.

Die vollständige Baugenehmigung und die Verfahrensakte können im 
Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig, Technisches 
Rathaus, Prager Straße 118-136, 04137 Leipzig – Gebäudeabschnitt C, 
Eingang Erdgeschoss direkt von der Prager Straße, eingesehen werden. 
Es wird vorab um eine Terminvereinbarung beim zuständigen Ver-
fahrensmanager bzw. Verfahrensmanagerin unter der Telefonnummer: 
0341/123-5127 gebeten. ■

Auszug aus dem Liegenschaftskataster mit Eintragung des Baugrundstücks 
(mit Angabe der angrenzenden Flurstücke/Grundstücke einschließlich der 
Flurstücksnummern)

Erstellt für Maßstab 1:1 000

Datenauszug

Erstellungsdatum 20.04.2023

Krause, Ulrike

Nur für den Dienstgebrauch.© Amt für Geoinformation und Bodenordnung

erstellt durch:

´0 10 m

Gemäß § 70 Abs. 3 Sächsische Bauordnung (SächsBO) vom 28.05.2004 
(SächsGVBl. 2004, S. 200) in der derzeit gültigen Fassung wird Folgen-
des bekannt gemacht:
Das Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig hat 
als untere Bauaufsichtsbehörde am 20.04.2023 unter dem Aktenzei-
chen 63-2023-000284-VV-63.40-UKR einen Bescheid mit folgendem 
verfügenden Teil erlassen:

1.	 Die Baugenehmigung für das Vorhaben:„Umbau des Dachgeschos-
ses eines Mehrfamilienhauses zu einer Wohneinheit, Errichtung 
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Bekanntmachung der Stadt Leipzig nach § 70 (3)  
Sächsische Bauordnung (SächsBO) über die Erteilung einer  

Baugenehmigung für das Vorhaben: „Nutzungsänderung der  
ehemaligen Bäckerei zu Imbiss und Wohnung, Weißestraße 14, Leipzig, 

Gemarkung Stötteritz, Flurstück 39/q

3.	 Die Baugenehmigung enthält Bedingungen und Auflagen.

4.	 Bestandteil der Baugenehmigung sind die in der Baugenehmigung 
aufgeführten und mit der Baugenehmigung ausgefertigten Bau-
vorlagen.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Sitzanschrift 
in 04109 Leipzig, Martin-Luther-Ring 4-6, (Besucheranschrift: Prager 
Straße 118-120, 04317 Leipzig) Widerspruch eingelegt werden. Der 
Widerspruch kann auch in elektronischer Form gemäß §  3a Abs. 
2 Verwaltungsverfahrensgesetz eingelegt werden. Hierfür stehen 
folgende Möglichkeiten zur Verfügung:
1.	 Der Widerspruch kann unter abd@leipzig.de durch E-Mail oder 

über das besondere Behördenpostfach Stadt Leipzig – Allgemeiner 
Posteingang jeweils mit qualifizierter elektronischer Signatur ge-
mäß § 3a Abs. 2 S. 2,3 VwVfG erhoben werden.

2.	 Der Widerspruch kann auch unter info@leipzig.de-mail.de durch 
De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung 
gemäß § 5 Abs. 5 De-Mail-Gesetz erhoben werden.

Die Frist wird auch gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der 
Landesdirektion Sachsen, Referat 35 in 04107 Leipzig, Braustraße 2 
eingelegt wird.

Hinweise zur Bekanntmachung:
-	 Die Zustellung der Baugenehmigung an die Eigentümer benach-

barter Grundstücke (Nachbarn) gemäß § 70 Abs. 3 Satz 1 Sächs-
BO wird aufgrund der großen Anzahl der Nachbarn, denen die 
Baugenehmigung zuzustellen ist, durch diese Bekanntmachung 
ersetzt; § 70 Abs. 3 Satz 3 SächsBO.

-	 Die Zustellung der Baugenehmigung an Nachbarn gilt mit dem Tag 
dieser Bekanntmachung als bewirkt; § 70 Abs. 3 Satz 5 SächsBO.

-	 Die oben genannte Rechtsbehelfsbelehrung gilt auch gegenüber 
den Nachbarn.

Die vollständige Baugenehmigung und die Verfahrensakte können 
im Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig, 
Technisches Rathaus, Prager Straße 118-136, 04137 Leipzig – Gebäu-
deabschnitt C, Eingang Erdgeschoss direkt von der Prager Straße, 
eingesehen werden. 
Es wird vorab um eine Terminvereinbarung beim zuständigen Verfah-
rensmanager bzw. Verfahrensmanagerin unter der Telefonnummer: 
0341/123-5167 gebeten. ■

Auszug aus dem Liegenschaftskataster mit Eintragung des Baugrundstücks 
(mit Angabe der angrenzenden Flurstücke/Grundstücke einschließlich der 
Flurstücksnummern)

Erstellt für Maßstab 1:308

Datenauszug

Erstellungsdatum 20.04.2023

Keßler, Kevin

Nur für den Dienstgebrauch.© Amt für Geoinformation und Bodenordnung

erstellt durch:

´0 3 m

Gemäß § 70 Abs. 3 Sächsische Bauordnung (SächsBO) vom 28.05.2004 
(SächsGVBl. 2004, S. 200) in der derzeit gültigen Fassung wird Fol-
gendes bekannt gemacht:
Das Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig hat 
als untere Bauaufsichtsbehörde am 18.04.2023 unter dem Aktenzei-
chen 63-2022-012392-VV-63.41-KKE einen Bescheid mit folgendem 
verfügenden Teil erlassen:

1.	 Die Baugenehmigung für das Vorhaben: „Nutzungsänderung 
der ehemaligem Bäckerei zu Imbiss und Wohnung, Weißestraße 
14, Leipzig, Gemarkung Stötteritz, Flurstück 39/q, im Genehmi-
gungsverfahren nach § 63 Sächsische Bauordnung (Vereinfachtes 
Verfahren) ist erteilt.

2.	 Mit der Baugenehmigung werden folgende Abweichungen zu-
gelassen:

	 Abweichung gemäß § 67 Abs. 1SächsBO von den Anforderungen 
aus § 50 SächsBO dahingehend, dass die Nutzungseinheiten nicht 
barrierefrei erreichbar sind.
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